Deutscher Bundestag Drucksache 7/2610 

7. Wahlperiode 

09. 10. 74 


Sachgebiet 613 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 950/68 über den Gemeinsamen Zolltarif 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 28 und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Rahmen des Abkommens, das im Anschluß 
an die auf Grund von Artikel XXIV § 6 des Allge- 
meinen Zoll- und Handelsabkommens geführten 
Verhandlungen mit den Drittländern in der vom Rat 

durch Beschluß vom 1974 verabschiedeten 

Fassung geschlossen wurde, hat sich die Europäi- 
sche Wirtschaftsgemeinschaft verpflichtet, die Zoll- 
sätze für mehrere Erzeugnisse ab 1. Januar 1975 zu 
senken. Um eine einheitliche Anwendung des Ge- 
meinsamen Zolltarifs zu gewährleisten, empfiehlt es 
sich, die auf diese Erzeugnisse ab 1. Januar 1975 
anzuwendenden vertragsmäßigen Zollsätze in der 
Verordnung (EWG) Nr. 950/68 des Rates vom 28. 
Juni 1968 über den Gemeinsamen Zolltarif^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr /74^), festzulegen. 

An einigen Tarifnummern oder Vorschriften zu 
den Kapiteln sind Änderungen zur Sicherstellung der 
einheitlichen Anwendung des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs erforderlich; außerdem rechtfertigt die Ver- 
besserung des Gemeinsamen Zolltarifs gewisse 
redaktionelle Änderungen. 

In einigen Verordnungen über die Errichtung ge- 
meinsamer Agrarmarktorganisationen ist die Auf- 
nahme des sich aus ihrer Anwendung ergebenden 
Zolltarifschemas in den Gemeinsamen Zolltarif und/ 
oder die Änderung von Zollsätzen vorgesehen; in 
diese Verordnung sind daher alle Änderungen auf- 


zunehmen, die sich aus den im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik ergangenen Verordnungen er- 
geben. 

In Anbetracht der Richtlinie des Rates Nr. 71/354/ 
EWG vom 18. Oktober 1971 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ein- 
heiten im Meßwesen ist es erforderlich, den Wort- 
laut einiger Tarifstellen und Vorschriften zu den 
Kapiteln des Gemeinsamen Zolltarifs anzupassen. 

Aus Gründen der Klarheit empfiehlt es sich, den 
gesamten Gemeinsamen Zolltarif auf den neuesten 
Stand zu bringen-, zu diesem Zweck sind nicht nur die 
Teile, die ab 1. Januar 1975 Änderungen erfahren, 
sondern auch die bereits früher geänderten sowie 
die nicht geänderten Teile in einem Text zusam- 
menzufassen. 

Obgleich die zeitlich begrenzten Tarifänderungen 
und die aus verschiedenen Rechtsakten der Gemein- 
schaft sich ergebenden Präferenzen wesentlicher 
Bestandteil des Gemeinsamen Zolltarifs sind, er- 
scheint es angezeigt, sie nicht in diese Verordnung 
aufzunehmen. 

Diese Verordnung gilt zwar nicht für Waren, die 
unter den Vertrag über die Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen; 
dennoch wurden zur Unterrichtung und aus Gründen 
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der Übersichtlichkeit das Zolltarifschema und die 
vertragsmäßigen Zollsätze dieser Waren in die Über- 
sicht der Zollsätze aufgenommen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der Anhang „Gemeinsamer Zolltarif" der Verord- 
nung (EWG) Nr. 950/68 erhält die im Anhang zu 
dieser Verordnung enthaltene Fassung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Im Anhang „Gemeinsamer Zolltarif" muß die Tarif- 
nummer 37.02 wie folgt lauten: 

37.02 Lichtempfindliche Filme in Rollen oder Strei- 
fen, auch gelocht, nicht belichtet: 

A. mit einer Breite von 35 mm oder weniger: 

I. Mikrofilme; Filme für Röntgenaufnah- 
men oder für graphische Zwecke 20 12,8 

II. andere 20 8 

B. mit einer Breite von mehr als 35 mm 20 12,8 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 9. Oktober 1974 ~ 1/4 - 680 70 - £ — Zo 44/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13, August 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 


2 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2610 


Begründung 


Mit Verordnung (EWG) Nr. 950/68 vom 28. Juni 
1968 hatte der Rat in Form eines Anhangs zu die- 
ser Verordnung den zu diesem Zeitpunkt anwend- 
baren Gemeinsamen Zolltarif genehmigt, und zwar 
unter Berücksichtigung der verschiedenen in Kraft 
befindlichen Verordnungen oder autonomen Be- 
schlüsse sowie der Verpflichtungen der Gemeinschaft 
gegenüber Drittländern. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 950/68 wurde seit dem 
1. Januar 1970 jedes Jahr durch eine Änderungs- 
verordnung des Rates in Form eines neuen Anhangs 
„Gemeinsamer Zolltarif" auf den neuesten Stand ge- 
bracht. 

Eine derartige Anpassung müßte auch zum 1. Januar 
1975 durchgeführt werden, das heißt zu dem Zeit- 
punkt, zu dem die Ergebnisse der auf Grund von 
Artikel XXIV § 6 des GATT geführten Verhand- 
lungen in Kraft treten. 

Damit alle Mitgliedstaaten und alle Benutzer über 
einen auf den neuesten Stand gebrachten Verord- 
nungstext in den Amtssprachen der Gemeinschaft 
verfügen können, wird dem Rat vorgeschlagen, ge- 
mäß den Artikeln 28 und 113 des Vertrages den 
Gemeinsamen Zolltarif in Form einer Verordnung 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr, 950/68 
vom 28. Juni 1968 zu verabschieden. 

Aus praktischen Gründen werden im Anhang nur 
diejenigen Seiten des Gemeinsamen Zolltarifs - in 
seiner jetzigen im Amtsblatt veröffentlichten Fas- 
sung - aufgeführt, die Änderungen enthalten. Im 
Amtsblatt wird der Gemeinsame Zolltarif jedoch 
in seinem vollen Wortlaut erscheinen. 

Gegenüber dem am 1. Januar 1974 in Kraft befind- 
lichen Wortlaut ist zu dem derzeitigen Entwurf fol- 
gendes zu bemerken: 


A. Änderungen, die sich aus internationalen Ver- 
pflichtungen ergeben 

Es handelt sich um Änderungen, die sich aus der 
Anwendung der auf Grund von Artikel XXIV § 6 
des GATT geführten Verhandlungen ergeben. (Be- 
schluß . . . .) 

Zur Aufnahme dieser Änderungen in den Gemein- 
samen Zolltarif ist es erforderlich, daß diese Ver- 
handlungsergebnisse gebilligt und die entsprechen- 
den Formalitäten geschlossen werden. 


B. Autonome Änderungen 

I. Änderungen, die sich aus anderen Gemeinschafts- 
akten ergeben 


Es handelt sich um Tarifänderungen, die sich aus 
bereits in Kraft befindlichen oder am 1. Januar 1975 
in Kraft tretenden Akten ergeben. Dabei handelt es 
sich um folgende Akte: 

a) Die Beitrittsakte, die in den Protokollen Nr. 9, 11, 
12, 13, 14 und 15 Zollkontingente, Zollaussetzun- 
gen oder Änderungen der autonomen Zollsätze 
der Tarifnummern und Tarifstellen 28.20 A, 44.15, 
47.01 A II, 48.01 A und 78.01 A vorsieht. 

Bezüglich des Rohbleis (Tarifstelle 78.01 A) und 
Rohzinks (Tarifstelle 79.01 A) bestehen Wider- 
sprüche zwischen den Texten der Protokolle 14 
und 15 der Beitrittsakte einerseits und den Zu- 
geständnissen der Gemeinschaft im Rahmen des 
GATT. 

Hierzu bieten sich zwei Lösungen an, abhängig 
davon, ob bis Ende 1974 das Dekonsolidierungs- 
verfahren bezüglich der beiden Tarifstellen abge- 
schlossen wird oder nicht. 

Im ersten Fall bliebe der im Anhang vorgeschla- 
gene Wortlaut des Gemeinsamen Zolltarifs un- 
verändert. Im zweiten Fall wäre der im Gemein- 
samen Zolltarif 1974 vorhandene Sachstand zu 
verlängern. 

b) Einige Verordnungen der Gemeinsamen Markt- 
organisationen, die folgende Kapitel betreffen: 

— Kapitel 2 [Tarifstelle 02.01 A III a) 6 aa) und 
bb)] (Verordnung Nr. 3158/73) 

— Kapitel 4 (Tarifstelle 04.04 A I) (Verordnung 
Nr. 664/74) 

— Kapitel 22 [Vorschriften 4 b, 5 und Tarif- 
stellen 22.05 C lila) und C IV a)l (Verord- 
nungen Nrn /74). 

c) Die Verordnung zur Änderung der Verordnung 
Nr. 950/68 (Tarifstellen 85.21 D I und II) (Ver- 
ordnung Nr. 1616/74). 

d) Die Richtlinie des Rates Nr. 71/354/EWG vom 
18. Oktober 1971 zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Einheiten 
im Meßwesen [Kapitel 27 (Vorschrift 2), Ab- 
schnitt XI (Vorschriften 3 A a) und b), Kapitel 51 
(Vorschrift 4), Kapitel 56 (Vorschriften c) und e) 
und Tarifstellen 84.06 A I und II, 84.08 Bla) und 
b) und 84.1 1 A II]. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 22. Juli 1968, S. 1 
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II. Vorgeschlagene Änderungen 

Die wenigen autonomen Änderungsvorschläge ver- 
folgen lediglich den Zweck, den Wortlaut der Texte 
klarer zu gestalten und eine größere Übereinstim- 
mung zwischen den verschiedenen Fassungen des 
Gemeinsamen Zolltarifs herzustellen. Diese Ände- 
rungen betreffen die Vorschrift 2 zu Kapitel 58 und 
die Tarifnummern und Tarifstellen 29.35 H I, 68.04, 
85.01, 92.12 B la), 92.12 B II a) und B II b) 1. Die 
einzige Änderung, für die eine Einigung nicht er- 
reicht wurde (Vorbehalte der französischen und 
italienischen Delegationen) betrifft die Aufnahme 
folgender neuer zusätzlicher Vorschriften in Kapi- 
tel 88: 

„Auf Antrag des Zollbeteiligten und bei Beachtung 
der von den zuständigen Behörden festgesetzen 
Voraussetzungen werden die Bestimmungen der 
Allgemeinen Tarifierungs- Vorschrift A 2 a) auch auf 
Bodengeräte zur Flugausbildung der Tarifstelle 
88.05 B angewendet, die in Teilsendungen einge- 
hen." 
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